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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit einer Anfang 2014 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin die
Bundesversammlung auf, die Strafrahmen für Gewalt und Drohung gegen Behörden
und Beamte (Art. 285 StGB) sowie für die Hinderung einer Amtshandlung (Art. 286
StGB) hinsichtlich ihrer Angemessenheit zu überprüfen. Im Jahr 2012 habe es gemäss
Zahlen des BfS in der Schweiz 2957 Fälle von Gewalt und Drohung gegen Beamte
gegeben – mehr als 90% davon gegen Polizeibeamte –, wohingegen zehn Jahre zuvor
nur gut 700 solche Fälle verzeichnet worden seien. Nicht zuletzt bei Sportanlässen
komme es immer wieder zu solchen Gefährdungen durch Hooligans. Weder das
Hooligan-Konkordat noch die nationale Kampagne gegen Gewalt an Ordnungskräften
entfalte ausreichende Wirkung, weshalb die Strafrahmen im Strafgesetzbuch auf ihre
Angemessenheit überprüft werden müssten. Die RK-SR unterstützte das Anliegen im
Januar 2015 einstimmig; ihre Schwesterkommission gab der Initiative im Juni mit 20 zu
0 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.06.2015
KARIN FRICK

Im Sommer 2017 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist für die Standesinitiative
des Kantons Tessin zur Überprüfung der Angemessenheit der Strafrahmen für Gewalt
und Drohung gegen Behörden und Beamte (Art. 285 StGB) sowie für die Hinderung
einer Amtshandlung (Art. 286 StGB) bis zur Sommersession 2019. Er folgte damit dem
einstimmigen Antrag seiner Rechtskommission. Die Umsetzung der Standesinitiative soll
mit der Revision des Besonderen Teil des Strafgesetzbuches koordiniert werden, wozu
schon länger eine Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen in Aussicht gestellt
worden war. Durch eine vom Nationalrat gutgeheissene und beim Ständerat hängige
Kommissionsmotion der RK-NR wird dieser Stein voraussichtlich ins Rollen gebracht
werden. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK

Gleichzeitig mit der Standesinitiative 14.311 und der parlamentarischen Initiative 16.408
verlängerte der Ständerat in der Sommersession 2019 stillschweigend die
Behandlungsfrist für die Tessiner Standesinitiative zur Überprüfung der Strafrahmen
für Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte. Die geforderten Anpassungen
am Besonderen Teil des Strafgesetzbuches sollen im Rahmen der hängigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung geprüft werden. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.06.2019
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Wenn es bei über das Internet organisierten Demonstrationen – wie «Tanz dich frei»
2013 –  zu Sachbeschädigungen und Ausschreitungen kommt, steht die Polizei vor dem
Problem, dass die Urheber nur schwer zu fassen sind. Um diesem Problem abzuhelfen,
forderte eine Standesinitiative des Kantons Bern, dass die Anonymität von
Organisatoren, die über das Internet zu unbewilligten Demonstrationen und
Grossanlässen aufrufen, aufgehoben würde. Durch eine gerichtliche Anordnung soll den
Polizeibehörden die IT-Adresse der Organisatoren bekannt gegeben werden. Die
dadurch ermöglichte Zusammenarbeit zwischen Behörden und Organisatoren dient der
präventiven Gefahrenminimierung. Der Ständerat gab der Initiative zwar keine Folge,
unterstützte jedoch mit 31 zu 8 Stimmen ein ähnliches Postulat seiner
Sicherheitskommission (Po. 14.3672). Dieses beauftragt den Bundesrat bis Mitte 2015
mit der Ausarbeitung eines Berichts zu allfälligen Umsetzungsmöglichkeiten der
Standesinitiative. Ein Ordnungsantrag Rechsteiner (sp, SG) für die Rückweisung des
Geschäfts an die Kommission fand keine Mehrheit. Der Bundesrat selbst hatte das
Postulat abgelehnt. Da der Aufruf zu solchen Events an sich noch keinen
Straftatbestand darstelle, würde bei der Bekanntgabe der Adressen das
Verhältnismässigkeitsprinzip nicht gewahrt. Zudem wollte der Bundesrat zuerst die
Beratungen des BÜPF und des Nachrichtendienstgesetzes abwarten. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
NADJA ACKERMANN
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Nachdem der Ständerat im Jahr 2014 die Standesinitiative des Kantons Bern zur
Aufhebung der Anonymität von Organisatoren von Demonstrationen und
Grossveranstaltungen abgelehnt hatte, gab ihr im März 2016 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner sicherheitspolitischen Kommission keine Folge. Die Kommission und der
Rat waren der Ansicht, dass die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit in
die Polizeihoheit der Kantone falle, weshalb in diesem Bereich die Kantone
gesetzgeberisch tätig werden müssten, sollten sie dies als nötig erachten. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Die Einsichtsgewährung in die Karteikarten der Bundesanwaltschaft konnte im
Berichtsjahr nahezu abgeschlossen werden. In einer abschliessenden Bilanz gab der auf
Ende Jahr zurücktretende Fichendelegierte Walter Gut bekannt, dass im Verlauf der
letzten 50 Jahre für 728'000 Personen und 26'600 Firmen oder Organisationen Fichen
angelegt worden seien. 142'000 davon betrafen Schweizer und Schweizerinnen, wobei
knapp die Hälfte aus den Jahren zwischen 1980 und 1990 stammten. Von den rund
300'000 Personen, welche Einsicht in allfällig über sie angelegte Fichen verlangt hatten,
waren 38'700 registriert gewesen. Die Kosten des Einsichtsverfahrens beliefen sich auf
rund 10 Mio Fr.

Als nächsten Schritt sah die Verordnung über die Behandlung von Staatsschutzakten
(VBS) vom 5.3.1990 vor, den Interessierten Einsicht in die sie betreffenden Dossiers zu
gewähren. Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe hatte freilich errechnet, dass die
Gewährung dieses Einsichtsrechts Kosten von rund 111 Mio Fr. verursachen würde. In
Erfüllung eines 1990 vom Ständerat überwiesenen Postulats Hunziker (fdp, AG)
beantragte der Bundesrat Ende Oktober dem Parlament, dieses Verfahren mit einem
Bundesbeschluss abzukürzen; die VBS will er nach Abschluss des
Ficheneinsichtsverfahrens aufheben. Dieser Bundesbeschluss sieht vor, dass den rund
30'000 fichierten Personen, welche bis zum 1. April 1990 ein Gesuch um Einsicht in ihre
Dossiers gestellt hatten, diese nur dann zugänglich gemacht werden sollen, wenn sie
"wesentlich mehr Informationen enthalten als die Einträge auf ihrer Fiche". In
Erweiterung der Bestimmungen der VBS soll aber auch Personen Einsicht gewährt
werden, die vor dem 1. April kein Gesuch gestellt hatten, aber glaubhaft machen
können, dass ihnen aus den in den Dossiers enthaltenen Informationen Schaden
erwachsen ist. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.1991
HANS HIRTER

Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.Iv. 15.320), dass von EU-Bürgerinnen und -Bürgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Fällen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nähere Begründung Informationen über allfällige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen dürfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.Iv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darüber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch über
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Überprüfung der antragstellenden Person – und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizügigkeitsabkommen – ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgängerinnen und
Grenzgängern, die immerhin bei der Behörde um eine Bewilligung ersuchen müssten,
kämen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem völlig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.
Mit Stichentscheid des Präsidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizügigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
könnten, solle geprüft werden, ob mit der EU bezüglich des systematischen Einholens
von Strafregisterauszügen verhandelt werden könne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezüglich autonom vorgehen könnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu Italien verletzten, ohne den
erwünschten Erfolg zu bringen. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.11.2016
KARIN FRICK
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Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgängige Überprüfung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr für die
öffentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermöglichen wollen, systematisch Strafregisterauszüge
von allen zuziehenden EU-Bürgerinnen und -Bürgern einzuholen. Während die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Überprüfung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu Italien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA könne und dürfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer öffentlichen Sicherheit hindern. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.01.2017
KARIN FRICK

Als sich die SPK-NR im Frühling 2017 mit der Frage beschäftigte, wie die beiden
Tessiner Standesinitiativen zur systematischen Einholung eines Strafregisterauszuges
bei der Beantragung von Aufenthaltsbewilligungen durch EU-Bürgerinnen und -Bürger
umgesetzt werden könnten, kam sie zum Schluss, dass für eine direkte Umsetzung das
Ausländergesetz entsprechend geändert werden müsste. Diese Änderung stünde
jedoch in klarem Widerspruch zum FZA und brächte Rechtsunsicherheit mit sich, da
das Bundesgericht in einem Beschwerdefall wohl den Vorrang des FZA feststellen
müsste. Ausserdem würden dadurch die Beziehungen zur EU belastet. Aus diesen
Gründen zog die Kommission die Möglichkeit in Betracht, das Anliegen der
Standesinitiativen durch den Beitritt der Schweiz zum Informationsaustauschsystem
über Strafverfolgungen der EU (ECRIS) zu erfüllen. Zu diesem Zweck wolle sie den
Bundesrat mittels Postulat beauftragen, die Aufnahme von entsprechenden
Verhandlungen zu prüfen, gab die Kommission in einer Medienmitteilung bekannt. Bis
zum Abschluss dieser Prüfung wurde die Umsetzung der Standesinitiativen sistiert. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.03.2017
KARIN FRICK

Im Frühling 2019 verlängerte der Nationalrat die Frist für die Ausarbeitung einer Vorlage
zu den beiden Tessiner Standesinitiativen (Kt.Iv. 15.320 und Kt.Iv. 15.321) bezüglich der
systematischen Vorlage des Strafregisterauszugs bei der Beantragung von
Aufenthaltsbewilligungen durch EU-Bürgerinnen und -Bürger um zwei Jahre. Er folgte
damit stillschweigend dem Antrag seiner SPK, die zunächst den Bericht zu ihrem
Postulat abwarten wollte, um über das weitere Vorgehen zu entscheiden. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
KARIN FRICK
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